
EU verhängt
hohe Strafe
gegen Apple
Vorwurf: Missbrauch

von Marktmacht

D
ie EU-Kommission hat eine
Wettbewerbsstrafe von

1,8 Milliarden Euro gegen den
Tech-Giganten Apple verhängt.
Das US-Unternehmen habe seine
marktbeherrschende Stellung für
den Vertrieb von Musik-Strea-
ming-Apps an iPhone- und iPad-
Nutzer:innen über seinen App Sto-
re missbraucht, teilte die Brüsseler
Behörde am Montag mit. Apple
habe App-Entwickler:innen Be-
schränkungen auferlegt, die sie
daran hinderten, Apple-Nutzer:in-
nen über andere und günstigere
Musik-Abodienste zu informieren.
„Dies ist nach den EU-Kartellvor-
schriften illegal“, argumentierte
die Kommission.

Der Musikstreamingdienst Spo-
tify und Apple streiten sich seit
Jahren. Die EU-Kommission kriti-
sierte bereits 2021, dass wenn eine
App über Apples App Store herun-
tergeladen wurde, die Verkäufe
von Abos in den Apps über Apples
Bezahlplattform abgewickelt wer-
den müssen. Dabei behält der
Konzern 30 oder 15 Prozent der
Einnahmen ein. Spotify fand es
unfair, dass für Apple bei seinem
Konkurrenz-Musikdienst wegen
dieser Abgabe beim gleichen Abo-
Preis mehr Geld übrig bleibt.

Abgabe von 30 Prozent

Apple argumentiert, die Entschei-
dung sei getroffen worden, obwohl
die Kommission keine stichhalti-
gen Beweise habe finden können,
dass Verbraucher:innen geschädigt
worden seien. Ein großer Teil des
Erfolgs von Spotify sei dem App
Store zu verdanken.

Apple nimmt seit dem Start der
Download-Plattform 2008 grund-
sätzlich eine Abgabe von 30 Pro-
zent auf Einnahmen mit digitalen
Artikeln oder Dienstleistungen wie
Abos. Bei länger als ein Jahr lau-
fenden Abos sinkt die Kommission
auf 15 Prozent – auch für Entwick-
ler:innen, die weniger als eine Mil-
lion Dollar im Jahr einnehmen.
Nach Angaben von Apple zahlt
Spotify kein Geld an Apple, weil es
Abos außerhalb der App verkauft.

Apple stellte im Januar Alterna-
tiven für das App-Geschäft in der
EU vor. Dazu gehört, dass die Ab-
gabe beim Verkauf digitaler Artikel
und Abos über den hauseigenen
App Store gesenkt wird. Aus bis-
her 30 Prozent beziehungsweise
15 Prozent für Abonnements ab
dem zweiten Jahr werden jeweils
17 und zehn Prozent. Apple betont
aber, dass dieser Anteil unabhän-
gig davon kassiert werden soll,
welchen Zahlungsdienst ein App-
Entwickler nutzt. Greift eine App
auf Apples Bezahlsystem zurück,
werden zusätzlich drei Prozent
fällig.

Die EU-Wettbewerbshüter:innen
nehmen schon seit Jahren amerika-
nische Technologie-Plattformen
unter die Lupe. Allein gegen Google
sind Bußgelder in Milliardenhöhe
verhängt worden. Die jetzige Milli-
ardenstrafe begründet die Kommis-
sion auch damit, dass Apple imVer-
waltungsverfahren unrichtige An-
gaben gemacht habe und die Höhe
abschreckend sein solle. dpa

B
ei der Deutschen Bahn wird
gestreikt, mal wieder. Für

35 Stunden will die Lokführerge-
werkschaft GDL den Bahnverkehr
lahmlegen und damit auf ihre
Kernforderung hinweisen: die
Absenkung der Arbeitszeit auf
35 Wochenstunden. Im Interview
spricht der Autor und Bahnken-
ner Arno Luik über die Hinter-
gründe des Konflikts, falsche Um-
weltversprechen und darüber,
wie die Deutsche Bahn zum Sa-
nierungsfall wurde.

Herr Luik, die Verhandlungen
zwischen der Deutschen Bahn
und der Lokführergewerkschaft
GDL sind geplatzt. Hat Sie das
überrascht?
Da ich die Bahn kenne und weiß,
wie sie agiert und wie sie Öffent-
lichkeitsarbeit beherrscht, bin ich
nicht überrascht. Sie hat offen-
sichtlich eine Indiskretion began-
gen und Interna an die Medien
gegeben. So wird Stimmung ge-
macht.

Wie konnte es so weit kommen?
Von außen sah es ja gut aus: ver-
trauliche Gespräche, zwei erfah-
rene Moderatoren.
Ich glaube, dass die Bahn-Spitze
kein großes Interesse daran hat,
dass die GDL-Forderungen ge-
räuschlos in einem Kompromiss
umgesetzt werden. Die GDL ist für
die Bahn-Chefs einfach lästig. Zu
kämpferisch. Sie möchten, ver-
mute ich, dass die GDL nicht tarif-
fähig ist. Das ist der Grund für die
Aggressionen zwischen den bei-
den Tarifparteien.

GDL-Chef Claus Weselsky hat
früh streiken lassen und einen
scharfen Ton gegenüber dem
Bahn-Management angeschla-
gen.
Weselsky wird oft als böser Bube
gezeichnet. Aber er hat mit rund
20 privaten Bahnunternehmen
Tarifverträge abgeschlossen, ratz-
fatz und ohne große Öffentlich-
keit. Er ist also nicht der Rabauke,
als der er oft dargestellt wird. We-
selsky ist Mitglied der CDU, kein
Klassenkämpfer. Er tut einfach
das, was seine Aufgabe als Ge-
werkschaftsführer ist: Er setzt
sich für seine Mitglieder ein.

Im Zentrum des Konflikts steht
die Arbeitszeit. Die GDL will die
35-Stunden-Woche. Setzt die Ge-
werkschaft in Zeiten des Perso-
nalmangels, der sich durch viele
Abgänge in die Rente weiter ver-
schärfen wird, auf das richtige
Pferd?
Auf jeden Fall. Der Kampf um die
35-Stunden-Woche geht bis in die
80er Jahre zurück, das ist keine
neue Forderung. Bei vielen Be-
trieben ist diese 35-Stunden-Wo-
che Normalität, auch bei vollem
Lohnausgleich. Die Deutsche
Bahn ist ein Staatsbetrieb und hat
als solcher eine Vorbildfunktion.
Ein Staatsbetrieb muss sich kor-
rekt gegenüber seinen Angestell-
ten verhalten. Und wenn Sie den
Personalmangel ansprechen – da-
für ist DB-Personalvorstand Mar-
tin Seiler verantwortlich, der ja
auch die Verhandlungen mit der
GDL führt. Die Bahn hat 325000
Mitarbeiter und ist nicht in der
Lage, genügend Lokführer anzu-
stellen? Das ist ein eklatantes Ver-
sagen dieses Personalvorstands.
Wenn die Bahn ihr Personal or-
dentlich bezahlen würde, hätte

sie genügend Mitarbeiter. Fakt ist:
Mehr als 100 von der Deutschen
Bahn ausgebildete Lokführer ar-
beiten in der Schweiz.

Und warum?
Weil es dort bessere Verträge gibt,
geregelte Ruhezeiten, weil die
Schweizer Staatsbahnen mit ihren
Angestellten nicht so umspringen
wie die Deutsche Bahn mit ihrem
Personal. Es gibt hierzulande Lok-
führer, die schieben pro Jahr 400
bis 600 Überstunden vor sich her.
Da ist kein richtiges Familienle-
ben möglich – und das, noch-
mals, bei einem Staatsbetrieb. Der

Personalvorstand Martin Seiler
hat ein Gehalt von 1,3 Millionen
Euro, dazu bekam er neulich
noch einen fetten Bonus. Wofür?
Bahnvorstandschef Richard Lutz
bekommt das dreifache Gehalt
des Bundeskanzlers und einen
Bonus von zwei Millionen. Aber
Lutz ist verantwortlich für eine
Bahn, die 35 Milliarden Euro in
den Miesen ist. Die neun Bahn-
vorstände bekamen Boni von
neun Millionen Euro. Das ist nor-
malen Menschen, vor allem Mit-
bürgern, die es schwer haben,
über die Runden kommen müs-
sen, nicht mehr vermittelbar. Und

bei den Eisenbahnern schafft es
dieses Gefühl von Ungerechtig-
keit: „Die da oben sahnen ab!“
Diese Stimmung stärkt die Streik-
bereitschaft.

Sie haben die Rolle der Bundes-
regierung angesprochen. Sollte
sie stärker eingreifen?
Ja. Und noch etwas ganz Wichti-
ges: Die Deutsche Bahn ist ja an-
geblich die Wunderwaffe der öko-
logischen Transformation. Gleich-
zeitig hat diese Bahn in den ver-
gangenen Jahren aber alles dafür
getan, dass sie nicht umwelt-
freundlich ist.

Inwiefern?
Viele Milliarden fließen in die
Hochgeschwindigkeitsstrecken
zwischen den Metropolen. Diese
Strecken sind zum großen Teil auf
Betonplatten gebaut. Aber Beton
ist der Klimafeind Nummer eins,
bei der Produktion werden wahn-
sinnige Mengen von CO2 freige-
setzt. Dazu wurden unzählige
Tunnel gebaut, die ebenfalls mit
einem gigantischen Energiever-
brauch angelegt werden müssen.
Jenseits von Tempo 200 Kilometer
zerbröselt der Ökovorteil des Zug-
verkehrs. Mehr Güter auf die
Schiene zu bringen, ist auch
kaum möglich, denn seit 1994
wurde die Zahl der Industriean-
schlüsse dramatisch reduziert:
von über 12000 auf derzeit knapp
2000. Unfassbar.

In Nachbarländern wie Schweiz
oder Österreich scheint es im
Bahnverkehr deutlich besser zu
laufen als hierzulande. Warum?
In der Schweiz stimmt der Spruch
noch: Pünktlich wie die Eisen-
bahn. Der Zustand der Deutschen
Bahn ist so desolat, dass die
Schweizer häufig keine ICEs, das
Vorzeigeprodukt der Deutschen
Bahn, mehr nach Zürich fahren
lassen. Die Schweizer haben ein-
fach keine Lust mehr, ihre Fahr-
pläne durch diese ziemlich kaputt
gemachte Deutsche Bahn kaputt
machen zu lassen. Die Deutsche
Bahn war mal ein extrem zuver-
lässiges Unternehmen. Dass die
Bahn in einem Zustand ist, der für
ein Industrieland überaus pein-
lich ist, hat Gründe. Und Verant-
wortliche dafür – und die sitzen
im Vorstand der Bahn, aber auch
in der Bundesregierung.

Was muss sich ändern?
Es müsste sich so viel ändern,
dass es kaum noch möglich ist,
das zu schaffen. An die Spitze der
Bahn müssen echte Bahn-Profis –
wie in Österreich, der Schweiz.
Aber in Deutschland sind die
Bahnchefs seit gut drei Jahrzehn-
ten Bahn-Fremde: Heinz Dürr –
Autoindustrie; Hartmut Mehdorn
– Autoindustrie, Rüdiger Grube –
Autoindustrie. Am Anfang ihrer

Bahnkarriere waren diese Herren
Bahn-Azubis. Überbezahlte Azu-
bis. Wenn Sie im Fußball einen
Mittelstürmer suchen, dann kau-
fen Sie den doch nicht bei einem
Basketball-Verein! Aber so wurde
bei der Deutschen Bahn agiert
und das Ergebnis sehen wir jetzt:
eine strukturell unzuverlässige
Bahn. Richard Lutz, der aktuelle
Chef, war zwar schon immer bei
der Bahn – aber als Controller. Als
Finanzchef hat er all die unseligen
Abbauprogramme seiner Chefs
abgesegnet: diesen Rückbau des
Schienennetzes, das Rausreißen
von Weichen, die Stilllegung von
Rangierbahnhöfen, den Verkauf
von Bahnhöfen. Wer die Bahn so
ruiniert hat, kann nicht ihr Retter
sein.

Und was müssten die Bahn-Pro-
fis machen?
Sie stehen vor einer Herkulesauf-
gabe, die fast nicht zu bewältigen
ist. Man muss natürlich das
Schienennetz ausbauen, wieder
Tausende von Weichen einbauen.
Wie fatal die Lage ist, zeigt diese
Zahl: Um auf den Zustand der
Schweiz zu kommen, müsste die
Deutsche Bahn ihr Streckennetz
augenblicklich um 25000 Kilo-
meter erweitern. Ein Ding der
Unmöglichkeit. Dazu fehlt schon
das nötige Land, denn die Bahn
hat viel Grundbesitz verhökert.
Wo früher Gleise waren, Züge
fuhren, stehen heute oft Wohn-
häuser, Logistik- oder Einkaufs-
zentren.

Zurück zum Tarifkonflikt: Wel-
che Verantwortung trägt das
Bahn-Management an der Eska-
lation des Konflikts? Personal-
vorstand Martin Seiler sagt, die
Bahn habe „weitreichende Zuge-
ständnisse“ gemacht.
Die Deutsche Bahn ist in einer Sa-
che gut: Eigenwerbung. Sie be-
herrscht die Klaviatur der Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Bahn könnte
ohne Probleme dem Papst ein
Doppelbett andrehen. In diesen
krisenhaften Zeiten einen Tarif-
vertrag über eine Laufzeit von 32
Monaten anzubieten, ist eine
Frechheit. Das kann kein Gewerk-
schaftschef akzeptieren. Die Lo-
komotivführer gucken in die
Schweiz, nach Österreich und Lu-
xemburg – und sehen, dass dort
ihre Kollegen viel besser bezahlt
werden, bessere Arbeitszeiten
und viel weniger Überstunden
haben. Viele Lokführer sagen: Wir
sind das Gespött des Landes, kön-
nen aber nichts für diese Zustän-
de. Doch die Verantwortlichen für
diese Malaise kriegen Gehälter,
die die Vorstellungskraft überstei-
gen. Ein Lokführer sagte letztens
zu mir: Wenn du aus dem Führer-
stand schaust und an den verfal-
lenen Bahnhöfen vorbeifährst, die
rausgerissenen Schienen siehst,
dann denkst du, dass du in einem
Unternehmen arbeitest, das abge-
wickelt wird.

Ist eine Einigung noch möglich?
Ich denke schon, dass die beiden
Parteien zusammenkommen
können. Das müssen sie ja auch.
Die Forderung nach der 35-Stun-
den-Woche gibt es, wie gesagt,
seit mehr als 35 Jahren. Und es
geht ja auch um eine schrittweise
Einführung. Für den Staatsbe-
trieb Deutsche Bahn, der in über
130 Ländern unterwegs ist, sollte
das möglich sein.

„Wer die Bahn so ruiniert,
kann sie nicht retten“
Bahnkenner Arno Luik über Millionen-Boni fürs Management,

frustriertes Personal und die Eskalation des Tarifkonflikts

Ein Interview von Steffen Herrmann

Das Streckennetz der Bahn muss vielerorts saniert werden. IMAGES/SHOTSHOP
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ZU R PE R S O N

Arno Luik, geboren 1955, ist Journalist,
Autor und Kenner der Deutschen Bahn.
Er arbeitete für „Tempo“, die „Wochen-
post“, die „Geo“ und den „Tagesspiegel“.
Bei der „TAZ“ war er Chefredakteur,
die „Abendzeitung“ führte er als Vize.
Für seine Berichterstattung im „Stern“
zu Stuttgart 21 erhielt er 2010 den
„Leuchtturm für besondere publizisti-
sche Leistungen“ des Netzwerks
Recherche. SBH/BILD: ANDREAS HERZAU

Arno Luik:

Schaden in der
Oberleitung. Das
geplante Desaster
der Deutschen
Bahn. Westend
Verlag 2021,
302 S., 12 Euro

GDL streikt in Wellen
Für 35 Stunden legt die Lokführergewerkschaft den Bahnverkehr

lahm. Dann sollen Ausstände erst kurzfristig angekündigt werden

VON JA N ST E R N B E R G , F R A N K -T H O M A S

W E N Z E L U N D L EO N I E B E Y E R L E I N

S
ymbolträchtige 35 Stunden
will die GDL streiken. Ab

Mittwoch, 18 Uhr, wird der Gü-
terverkehr bestreikt. Ab Don-
nerstag, 2 Uhr, treffen die Ar-
beitskampfmaßnahmen den Per-
sonenverkehr. Die Deutsche
Bahn teilte am Montagmittag
mit: „Der Streik wird sich wie-
der massiv auf den gesamten
deutschen Bahnbetrieb auswir-
ken.“ Für den Fern-, Regional-
und S-Bahn-Verkehr werde ein
„Grundangebot“ eingerichtet. Im
Fernverkehr würden längere Zü-
ge mit mehr Sitzplätzen einge-
setzt. Die DB rät, frühzeitig ei-
nen Sitzplatz zu reservieren. In
welchem Umfang im Regional-
verkehr noch Züge fahren, un-
terscheide sich sehr stark.

GDL-Boss Claus Weselsky ist
sichtlich in seinem Element, als
er am Montagvormittag vor die
Mikrofone tritt. Der 65-Jährige
ist auf Angriff gepolt. Das Bahn-
Management „benehme sich wie
in einer Bananenrepublik“, Ver-
kehrsminister Volker Wissing
(FDP) stelle sich einseitig auf die
Seite des Staatskonzerns und be-
zeichne die GDL sogar als „Si-
cherheitsrisiko“. Der Bund müs-
se den Vorstand in seine Schran-
ken weisen: Wie 28 andere Ei-
senbahnunternehmen müsse
auch die DB der GDL-Forderung
nach einer 35-Stunden-Woche
für Schichtarbeitende nachkom-
men. Dass diese abgeschlossenen
Tarifverträge unter dem Vorbe-
halt eines Abschlusses mit der
DB stehen, räumt Weselsky ein.

Die Bahn sei kein verlässli-
ches Verkehrsmittel mehr, sagte
der GDL-Chef. „Wir sagen den
nächsten Streik an, wenn wir es
für richtig halten.“ Es gebe dabei
keine Ankündigungsfrist von
48 Stunden mehr. Man entschei-
de von Fall zu Fall.

Die DB kritisiert dies scharf:
„Diese sogenannten Wellenstreiks
sind eine blanke Zumutung für
unsere Fahrgäste.“ Personalvor-
stand Martin Seiler appellierte an
die GDL, „zurück an den Ver-
handlungstisch zu kommen“.

Für Reisewillige gibt es ein
zweites Problem: Zeitgleicht mit
der GDL streikt am Donnerstag
und Freitag auch das Bodenperso-
nal der Lufthansa und der Toch-
tergesellschaften. Hier ruft Verdi
zum Streik auf. Nach einer ersten
Einschätzung des Lufthansa-Kon-
zerns sind rund 200000 Passagie-
re betroffen. Wie bei zwei vorher-
gegangenen Streiks fallen erneut
rund 1000 Flüge pro Tag aus.

Bei den abgebrochenen Ver-
handlungen hatten nach Infor-
mationen der Frankfurter Rund-
schau die beiden Moderatoren,
Daniel Günther (Ministerpräsi-
dent von Schleswig-Holstein,
CDU) und Thomas de Maizière
(früherer Bundesinnenminister,
CDU), eine Absenkung der Wo-
chenarbeitszeit bis auf 36 Wo-
chenstunden im Jahr 2028 bei
vollem Lohnausgleich vorge-

schlagen. Die Bahn soll dem Vor-
schlag zugestimmt, doch Wesel-
sky die Gespräche abgebrochen
haben. Er betont, ein solches An-
gebot habe es nie gegeben.

Im Gegensatz zur ausgerufe-
nen „Friedenszeit“ über Weih-
nachten und Neujahr schließt
der GDL-Chef aktuell Streiks in
den herannahenden Osterferien
und über die Feiertage explizit
nicht aus.

Detlef Neuß vom Fahrgast-
verband Pro Bahn rief beide Par-
teien dazu auf, eine Lösung zu
finden. Er sagte: „Die Forderung
nach einer 35-Stunden-Woche
ist angesichts der Personalsitua-
tion der Deutschen Bahn natür-
lich eine Hausnummer.“ Sofern
die DB tatsächlich 36 Stunden
offeriert habe, solle die GDL das
Angebot annehmen. Für neue
Verhandlungen bringt Neuß
Matthias Platzeck (SPD), den Ex-
Ministerpräsidenten von Bran-
denburg, ins Gespräch. „Außer-
dem fordern wir Streikfahrplä-
ne, also verbindliche Fahrpläne
während des Streiks“, sagt der
Pro-Bahn-Vorsitzende.

„Die Streikankündigung der
GDL ist die Garantie für Chaos
auf der Schiene. Mit sogenann-
ten Wellenstreiks nimmt die Ge-

werkschaft den Fahrgästen die
Möglichkeit, sich wenigstens da-
rauf vorbereiten und entspre-
chend umplanen zu können“,
sagt Dirk Flege von der Allianz
pro Schiene. Der Schaden für das
System Eisenbahn sei immens.

Von einer „erheblichen Belas-
tung für Gesellschaft und Wirt-
schaft, die mit diesem Konflikt
nichts zu tun haben“, spricht
auch Wolfgang Schroeder, Polito-
loge und Gewerkschaftsexperte.
Bei den aktuellen Streiks in der
kritischen Infrastruktur müsse
man überlegen, ob es noch ange-
messen sei, die Kundschaft und
Nutzer:innen derart in Geiselhaft
zu nehmen. In puncto DB befür-
wortet er die Vorschläge von Pro
Bahn, die auch verbindlich län-
gere Fristen für Streikankündi-
gungen verlangt.

Und eine mögliche Lösung?
Am Ende werde es wieder eine
Art Schlichtung geben müssen,
sagte Schroeder. „Auch weil die
handelnden Akteure so hässlich
zueinander sind. Vernünftige Ver-
handlungen setzen ein Mindest-
maß an wechselseitigem Respekt
voraus, was nach Lage der Dinge
in dieser Branche schon lange
nicht mehr gegeben ist.“

Die Lage ist aus Sicht des
Professors von der Uni Kassel
extrem verfahren: „Indem DB-
Personalvorstand Martin Seiler
von vornherein Debatten über
Arbeitszeit ablehnte, hat er den
Verhandlungen eine Schärfe ge-
geben, die in dieser Art nicht
notwendig gewesen wäre.“

Zugleich sieht er Weselsky
extrem unter Druck: „Was We-
selsky als Königsweg für die GDL
gesehen hat – nämlich die be-
reits abgeschlossenen Verträge
mit den kleineren Bahnunter-
nehmen – könnte ihm das Rück-
grat brechen.“ Wenn ein Kom-
promiss mit der Bahn schlechter
ausfalle als bei den kleinen
Bahnfirmen, würde dies Nach-
verhandlungen verlangen. „Das
kann natürlich bedeuten, dass
Weselsky sein Gesicht verliert“
und der vermeintliche Königs-
weg zu einer schweren Belastung
für den weiteren Prozess wird.
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„Und wir sagen an

der Stelle auch:

Ja, damit ist die

Eisenbahn kein

zuverlässiges

Verkehrsmittel

mehr. Und ja, sehr

wahrscheinlich

wird auch der

sogenannte

Notfallplan so nicht

zu fahren sein.“

Claus Weselsky, GDL-Chef

GDL-Chef Claus Weselsky schließt Streiks in den herannahenden

Osterferien nicht aus. CARSTEN KOALL/DPA
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